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Der Bund hat auf Grund des § 1 Abs. 2, des § 2 Abs. 2 und 3, des § 3 Abs. 2, der §§ 4 bis 6, des § 7 

Abs. 3 bis 5 und des § 8 des Energieeinsparungsgesetzes vom 22. Juli 1976 (BGBl. I S. 1873) die 

"Verordnung über energieeinsparenden Wärmeschutz und energieeinsparende Anlagentechnik bei 

Gebäuden (Energieeinsparverordnung – EnEV)" erlassen (BGBl. I 2001, S. 3085 ff). 

Die Energieeinsparverordnung ist am 01.02.2002 in Kraft getreten. 
Sie wurde durch die erste Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung vom 
2. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3144) geändert. 
 
Um im Vollzug eine möglichst einheitliche Anwendung der Energieeinsparverordnung zu ermöglichen, 
hat die Fachkommission "Bautechnik" der Bauministerkonferenz beschlossen, eine Arbeitsgruppe 
einzurichten, die die in den Ländern eingehenden Anfragen von allgemeinem Interesse beantworten 
soll. 
 
Die Entwürfe der Arbeitsgruppe werden dann in den Sitzungen der Fachkommission beraten. 
 
Die Arbeitsgruppe wurde unter Beteiligung von Vertretern des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen, der Obersten Bauaufsichtsbehörden der Länder Bayerns, Brandenburgs, 
Hamburgs, Nordrhein-Westfalens und Baden-Württembergs sowie des DIBt eingerichtet. 
 
Die nachfolgend abgedruckte Anfrage und deren Antwort ist zum 24. April 2006 in der wieder-
gegebenen Form beschlossen worden: 
 
– Auslegung zu § 8 Abs. 1 ("Bagatellregelung") 
– Auslegung zu § 5 in Verbindung mit Anhang 4 Nr. 1 (Luftdichtheit) 
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Auslegung zu § 8 Abs. 1 ("Bagatellregelung") 
 

Frage: 
 

§ 8 Abs. 1 Satz 2 enthält einen bezüglich der Art des Bauteils differenzierten Flächenanteil, bei des-

sen Überschreitung die Anforderungen des Satzes 1 zu beachten sind. Wie ist dabei mit Dächern und 

unteren Gebäudeabschlüssen zu verfahren, für die hinsichtlich der “Bagatellregelung“ § 8 Abs. 1 

Satz 2 Nr. 2 EnEV gilt?  

 

a) Was ist unter „jeweilige Bauteilfläche“ nach § 8 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 zu verstehen, wenn der obere 

Gebäudeabschluss aus verschiedenen geometrisch voneinander getrennten Dachflächen besteht? 

Ist der 20 %-Anteil auf die einzelne Fläche oder auf die Gesamtheit der Flächen zu beziehen? 

 

b) Inwieweit gelten die Anforderungen von § 8 Abs. 1 Satz 1 bei Überschreiten der Bagatellgrenze für 

die restliche nicht betroffene Bauteilfläche? 

 

Antwort: 
 

1. Die Bagatellgrenze soll den Bauherrn vor unverhältnismäßigem Planungs- und Modernisie-

rungsaufwand bei kleinen Instandsetzungen schützen. Bei Dächern ist im ersten Schritt festzu-

stellen, inwieweit die wärmetauschende Hüllfläche von einer Änderung betroffen ist. Bei Dä-

chern (oder auch Terrassen über beheizten Räumen) sind nur die Flächen von § 8 Abs. 1 

Satz 1 betroffen, die auch Teil der wärmetauschenden Hüllfläche sind. Der in der Verordnung 

genannte Anteil von 20 % bezieht sich lediglich auf diesen Anteil.  

 

2. Unter dem Begriff „jeweiliges Bauteil“ ist das jeweilige für sich geometrisch abgeschlossene 

Bauteil zu betrachten. Die Verordnung differenziert im § 8 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 nicht nach be-

stimmten Ordnungsmerkmalen. Es soll nur die Fläche betrachtet werden, die für eine Ände-

rungsmaßnahme ansteht. Bei Gebäuden mit verschiedenen räumlich getrennten Dach- bzw. 

Terrassenkonstruktionen ist jedes Bauteil für sich zu betrachten. Nur eine geometrisch zusam-

menhängende Dach- oder Terrassenfläche ist als gemeinsames Bauteil zu betrachten.  

 

3. Zu der Frage, inwieweit die Anforderung von § 8 Abs. 1 Satz 1 bei Überschreiten der Bagatell-

grenze für die restlichen nicht betroffenen Bauteile gelten, hat die Fachkommission Bautechnik 

am 12.06.2002 eine Auslegung beschlossen und veröffentlicht (2. Staffel). Danach gelten die 

Anforderungen nur für die von der jeweiligen Maßnahme betroffene Bauteilfläche. 
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Auslegung zu § 5 in Verbindung mit Anhang 4 Nr. 1 (Luftdichtheit) 
 

Frage: 
 

Nach § 5 EnEV sind zu errichtende Gebäude so auszuführen, dass die wärmeübertragende Umfas-

sungsfläche einschließlich der Fugen dauerhaft luftundurchlässig entsprechend dem Stand der Tech-

nik abgedichtet ist. Dabei muss die Fugendurchlässigkeit außenliegender Fenster, Fenstertüren und 

Dachflächenfenster Anhang 4 Nr. 1 EnEV genügen.  

 

Im Bereich der Wärmetausch- und Umfassungsfläche werden oft Öffnungen geplant, die aufgrund 

anderer Rechtsbereiche (Sicherheit, Brandschutz) notwendig sind (z. B. Rauchabzugsöffnung bei 

Aufzugsschächten). Müssen diese Öffnungen/Einrichtungen ebenfalls den Anforderungen nach § 5 

EnEV genügen?  

 

Antwort: 
 

1. Die Anforderung nach § 5 Absatz 1 EnEV soll sicherstellen, dass nach Fertigstellung des Gebäu-

des unnötige Wärmeverluste durch Ex- und Infiltration über Gebäude- und Montagefugen oder 

sonstige Leckagen in der wärmeübertragenden Umfassungsfläche vermieden werden. „Geplante 

Undichtigkeiten“, die aufgrund anderer ordnungsrechtlicher Anforderungen für den bestimmungs-

gemäßen Betrieb des Gebäudes eingebaut werden müssen, werden von dieser Dichtheitsanfor-

derung nicht erfasst. 

 

2. Unbeschadet von Nr. 1 lässt der Stand der Technik zu, dass derartige Öffnungen/Einrichtungen 

verschließbar eingebaut werden können. Auch Rauchabzugsöffnungen sind in der Regel ge-

schlossen und können thermisch oder manuell gesteuert geöffnet werden. Die Beachtung der 

Verschließbarkeit derartiger Öffnungen stellt die Dichtheit der wärmetauschenden Umfassungs-

fläche hinreichend sicher. Anforderungen an die Verschließbarkeit bzw. Dichtheit derartiger Öff-

nungen stellt die EnEV nicht. 

 

3. Bei der Nutzung des Prüfverfahrens nach der DIN EN 13829 (Anhang 4 EnEV) dürfen nichtver-

schließbare Öffnungen nicht abgedichtet werden. Verschließbare Öffnungen sind zu schließen. 

 


